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Bonn, den 30. März 1954 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Errichtung der Bank deutscher 

Länder 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 119. Sitzung am 19. Februar 1954 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, die aus 
der Anlage 2 ersichtlichen Änderungen zum Gesetzentwurf vor- 
zuschlagen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Die Alliierte Hohe Kommission ist gebeten worden, gemäß Ab- 
satz 7 b des Revidierten Besatzungsstatuts in Verbindung mit der 
Direktive Nr. 5 Absatz 1 die Ermächtigung zu der vorgesehenen 
Gesetzesänderung zu erteilen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudterei Gebr. Sdieur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 



Anlage 1 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Errichtung der Bank deutscher Länder 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

Das Gesetz über die Errichtung der Bank 
deutscher Länder 

(Gesetz Nr. 60 — abgeänderter Text — 
der amerikanischen Militärregierung — 
Amtsblatt der Militärregierung Deutsch- 
land amerikanisches Kontrollgebiet Aus- 
gabe L S, 6 — 

Verordnung Nr. 129 — Erste Abände- 
rung — der britischen Militärregierung 
— Amtsblatt der Militärregierung 
Deutschland britisches Kontrollgebiet 
S. 991 — 

Verordnung Nr, 203 des französischen 
Oberkommandos — Amtsblatt des fran- 
zösischen Oberkommandos In Deutsch- 
land S. 1912 — ) 
in der Fassung 

des Artikels 1 des Gesetzes Nr. 15 der 
Alliierten Hohen Kommission (Amts- 
blatt der Alliierten Hohen Kommission 
S. 70) 
und 

des Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Errichtung der Bank 
deutscher Länder vom 7. September 1953 
(Bundesgesetzbl, I S. 1317) 


wird wie folgt geändert: 

In Artikel III Nr, 14 wird folgender Buch- 
stabe angefügt: 

„e) der Bundesrepublik Deutschland zur 
Erfüllung ihrer Verpflichtungen als Mit- 
glied des Internationalen Währungs- 
fonds und der Internationalen Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung Kredite 
bis zum Höchstbetrag von insgesamt ein- 
tausendfünfhundert Millionen Deutsche 
Mark zu gewähren, davon zur Erfüllung 
der Verpflichtungen gegenüber der In- 
ternationalen Bank jedoch nur bis zum 
Höchstbetrag von fünfunddreißig Mil- 
lionen Deutsche Mark." 

§ 2 

Artikel 3 des Gesetzes über den Beitritt 
der Bundesrepublik Deutschland zu den Ab- 
kommen über den Internationalen Wäh- 
rungsfonds (International Monetary Fund) 
und über die Internationale Bank für Wie- 
deraufbau und Entwicklung (International 
Bank for Reconstruction and Development) 
vom 28, Juli 1952 (Bundesgesetzbl. II S. 637) 
tritt zu dem im § 3 bezeichneten Zeitpunkt 
außer Kraft. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung In Kraft. 
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Begründung 


Durch das Gesetz vom 28. Juli 1952 über den 
Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zu 
den Abkommen über den Internationalen 
Währungsfonds (International Monetary 
Fund) und über die Internationale Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung (Internatio- 
nal Bank for Reconstruction and Develop- 
ment) (BGBl. II S. 637) hat der Bundestag 
dem Beitritt der Bundesrepublik zu den ge- 
nannten Abkommen zugestimmt. Sie sind für 
die Bundesrepublik am 14. August 1952 
unterzeichnet worden. 

In jeder der beiden Organisationen Ist der 
Bundesrepublik eine Beteiligungsquote von 
330 000 000 Dollar zugeteilt worden. Die 
Einzahlung der Quote ist in den beiden Ab- 
kommen unterschiedlich geregelt. 

1. Internationaler Währungsfonds 

a) Bei dem Internationalen Währungsfonds 
sind nach den Art. III und V des Abkom- 
mens grundsätzlich 25 v. H. der Quote 
in Gold und 75 v. H. in Landeswährung 
einzuzahlen. Die Goldeinzahlung kann 
jedoch bei der Aufnahme eines neuen 
Mitgliedes auf zunächst 10 v. H. seiner 
offiziellen Nettobestände an Gold und 
konvertlbler Währung begrenzt werden. 
Eine derartige Begrenzung ist der Bun- 
desrepublik bei ihrem Eintritt zugestan- 
den worden. 

Die Bundesregierung hat daraufhin eine 
Goldzahlung von rund 33 000 000 Dollar 
(rund 139 000 000 DM) an den Fonds 
entrichtet. Da die Quote der Bundesrepu- 
blik auf 330 000 000 Dollar festgesetzt 
wurde, beläuft sich der Betrag der bisher 
geleisteten Goldzahlung nicht nur auf 
10 V. H. der offiziellen Nettobestände des 
Bundes in Gold und US-Dollar an dem 
der Berechnung zugrunde gelegten Stich- 
tag (29. Februar 1952), sondern zufällig 
auch auf 10 v. H. der Quote. 

Weiter wurden bei dem Fonds In DM 
rund 14 Millionen = ca. 1 v. H. der 
Quote eingezahlt. Gleichzeitig wurde der 
Bundesrepublik von dem Fonds für den 
Rest des in DM aufzubringenden Teils der 


Quote ein Kredit von 1 233 400 000 DM 
eingeräumt und dafür eine unver- 
zinsliche, nicht übertragbare, bei Sicht 
zahlbare Schuldurkunde bei der Bank 
deutscher Länder hinterlegt. Die dem 
Fonds Insgesamt zur Verfügung gestell- 
ten DM-Beträge beliefen sich danach auf 
zunächst 1 247 400 000 DM oder 90 v. H. 
der Quote. 

b) Das Abkommen über den Internationalen 
Währungsfonds schreibt in Art. V 
Abschn. 7 vor, daß jedes Mitgliedsland 
jeweils am Ende eines Fondsgeschäftsjahres 
(30. April) Bestände des Fonds in seiner 
Währung, soweit sie 75 v. H. seiner Quote 
übersteigen, je nach Entwicklung der De- 
visenreserven des betreffenden Landes 
ganz oder teilweise gegen Gold oder kon- 
vertible Währungen zurückzukaufen hat. 
Die Bundesregierung hat daher unter der 
Voraussetzung steigender Devisenreser- 
ven aus den Beständen des Fonds DM in 
Höhe von 15 v. H. der Quote, also im 
Gegenwert von 49 500 000 Dollar, zu- 
rückzuerwerben. Für den Erwerb der 
demnach an den Fonds abzuliefernden Be- 
träge in Gold oder konvertlbler Wäh- 
rung wird ein Betrag von rund 208 Mil- 
lionen DM benötigt. 

c) Dem Zwecke des Internationalen Wäh- 
rungsfonds entsprechend hat jedes Mit- 
glied unter den in Art. V des Fonds- 
abkommens festgelegten Voraussetzungen 
das Recht, die Währung eines anderen 
Mitgliedes Im Austausch gegen seine 
eigene Währung oder gegen Gold vom 
Fonds zu kaufen (sogenannte Ziehung). 
Der Fonds stellt die benötigte Währung 
dem ziehenden Mitglied aus dem in Lan- 
deswährung eingezahlten Teil der Quote 
des anderen Mitgliedes zur Verfügung. 

Die Türkei hat bereits eine DM-Zie- 
hung über 18 480 000 DM vorgenommen. 
Weitere DM-Ziehungen auch anderer Mit- 
glieder können jederzeit folgen. Nach den 
Verfahrensbestimmungen des Währungs- 
fonds hat die Bundesrepublik derart ge- 
zogene DM-Beträge am zweiten Geschäfts- 
tage nach der telegrafischen Anforderung 
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durch den Währungsfonds dem ziehen- 
den Mitglied bei der aufgegebenen Zahl- 
stelle bereitzustellen. 

Der DM-Rückkauf vom Fonds (Fall b) 
und die Anschaffung der DM-Beträge bei 
DM-Ziehungen anderer Mitgliedsränder 
durch die Bundesregierung (Fall c) voll- 
zieht sich in der Weise, daß die benötig- 
ten Beträge bereitgestellt werden, da- 
für die für den Fonds hinterlegte Schuld- 
urkunde zurückgenommen und statt ihrer 
eine neue Schuldurkunde hinterlegt wird, 
die auf einen um die Zahlung verringer- 
ten DM-Betrag lautet. 

d) Abgesehen von den oben erwähnten Fäl- 
len kann sich die Notwendigkeit zur Auf- 
bringung weiterer DM-Beträge bei einer 
etwaigen Fierabsetzung der Parität der 
DM ergeben. Für diesen Fall schreibt 
Art. IV Abschn. 8 Abs. b des Abkom- 
mens vor, daß das Mitglied in seiner 
eigenen Währung an den Fonds einen Be- 
trag ZU leisten hat, der der Verminde- 
rung des Goldwertes der Fondsbestände 
in seiner Währung entspricht. 

2. Internationale Bank für Wiederaufbau und 

Entwicklung 

a) Nach Art. II Abschn. 7 Abs. i des Ab- 
kommens über die Internationale Bank 
sind 2 V. H. der Quote in Gold oder US- 
Dollar und 18 V. H. in DM einzuzahlen. 
Die restlichen 80 v. H. stellen nur eine 
bedingte Verpflichtung im Sinne einer 
Nachschußpflicht dar. Die Bundesrepublik 
hat anläßlich ihres Beitrittes 2 v. H. der 
Quote in US-Dollars (6 600 000 = 

27 720 000 DM) sowie einen DM-Betrag 
in Höhe von ca. 0,18 v. H. der Quote 
= 2 580 000 DM, zusammen also Dol- 
lar und DM im Gesamtwert von ca. 
30 300 000 DM eingezahlt. Über 17,82 
V. H. der Quote = 246 900 000 DM ist 
der Bundesrepublik von der Internationa- 
len Bank ein Kredit eingeräumt und da- 
für eine verzinsliche, nicht übertragbare, 
bei Sicht zahlbare Schuldurkunde hinter- 
legt worden. Die Einlösung der Schuld- 
urkunde und die Verwendung der ent- 
sprechenden DM-Beträge für Ausleihun- 
gen durch die Internationale Bank bedarf 
'der Zustimmung der Bundesrepublik. Es 
ist vorgesehen, die benötigten Mittel aus 
dem Haushalt und dem ERP-Sonderver- 
mögen aufzubringen. 


b) Auch Im Abkommen über die Inter- 
nationale Bank wird in Art. 11 Abschn. 9 
Abs. a des Abkommens für den Fall der 
Paritätsherabsetzung eine Nachzahlungs- 
pflicht festgelegt. 

Zu § 1 

Die Beträge, die bei Erwerb der Mitglied- 
schaft in beiden Organisationen eingezahlt 
werden mußten, sind von dem Bundes- 
minister der Finanzen Im Kreditwege auf- 
genommen worden. Durch Art. 2 des Bel- 
trittsgesetzes vom 28. Juli 1952 Ist er zur 
Aufnahme eines Kredites von insgesamt 
2 772 000 000 DM ermächtigt worden. Soweit 
effektive Zahlung in Gold oder DM erfolgt 
ist (Fälle la und 2 a), wurde der Kredit bei 
der Bank deutscher Länder aufgenommen, 
die durch Art. 3 des Beitrittsgesetzes vom 
28. Juli 1952 zur Gewährung eines Kredites 
bis zum Betrag von 184 000 000 DM ermäch- 
tigt worden ist. Soweit für die zu leistenden 
DM-Beträge Schuldurkunden hinterlegt wur- 
den oder werden, ist der Kredit bei dem 
Internationalen Währungsfonds bzw. bei der 
Internationalen Bank aufgenommen, der 
aber, soweit der Währungsfonds In Frage 
steht, unter den geschilderten Bedingungen 
fristlos kündbar Ist. 

Um sowohl die für den Erwerb und die Ein- 
zahlung von Gold im Wert von 49 500 000 
Dollar benötigten 208 000 000 DM (Fall 1 b), 
als auch die unter Umständen für die DM- 
Zlehungen anderer Mitgliedsländer (Fall I, 1 c) 
benötigten DM-Beträge aufzubringen, ist 
nunmehr eine Umschuldung des kurzfristi- 
gen Kredites des Währungsfonds erforderlich. 
Haushaltsmittel in diesem Umfange können 
nicht bereitgestellt werden, auch kann der 
Haushalt nicht für unter Umständen zu 
einem unbestimmten Zeitpunkt notwendig 
werdende Zahlungen blockiert werden. Auch 
die Aufnahme einer Anleihe auf dem Kapi- 
talmarkt kommt nicht in Betracht, einer- 
seits, da es unbestimmt Ist, ob und wann 
und In welcher Höhe Mittel benötigt werden, 
andererseits bei Abrufung die Mittel sofort 
zur Verfügung stehen müssen. Ebensowenig 
ist es möglich, die erforderlichen DM-Be- 
träge durch eine Inanspruchnahme des der 
Bundesrepublik bei der Bank deutscher 
Länder auf Grund des BdL-Gesetzes einge- 
räumten Plafonds für Kassenkredite flüssig 
zu machen, denn dieser Kreditplafond Ist 
nur für Zwecke des allgemeinen Haushalts 
bestimmt. 
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Gleichwohl kommt für eine Kreditaufnahme 
nur die Bank deutscher Länder in Frage. 
Voraussetzung ist allerdings die Einräumung 
eines besonderen Kreditplafonds durch die 
mit dem vorliegenden Gesetzentwurf vor- 
geschlagene Änderung des BdL-Gesetzes, da 
die Bank deutscher Länder anders als die 
in Nr. 8 bis 17 des BdL-Gesetzes festge- 
setzten Geschäfte, außer für Zwecke des in- 
ternen Betriebes, nicht betreiben darf. Der 
unter § 1 genannte Höchstbetrag von 

1 500 000 000 DM umfaßt auch die bereits 
effektiv bei Erwerb der Mitgliedschaft an den 
Internationalen Währungsfonds und die In- 
ternationale Bank gezahlten Beträge (ca. 
183 000 000 DM, Fälle 1 a und 2 a); er ent- 
hält eine Reserve von ca. 84 000 000 DM. 

Soweit die zuerst genannten 183 000 000 DM 
in Betracht kommen, wird die bereits bei der 
Bank deutscher Länder getätigte Kreditauf- 
nahme lediglich bestätigt. Bezüglich der wei- 
teren Beträge wird es sich bei notwendig wer- 
denden Zahlungen um neue Kredite der BdL 
handeln. Ihre Aufnahme wird haushaltsmäßig 
durch die In Art. 2 des Beltrittsgesetzes vom 
28. Juli 1952 bestimmte Ermächtigung des 
Bundesministers der Finanzen gedeckt, die 
von dem bei der erforderlichen Kredit- 
umwandlung eintretenden Gläubigerwechsel 
nicht berührt wird. 


Da der von der BdL für Zahlungen an die 
Internationale Bank für Wiederaufbau und 
Entwicklung bereits beim Beitritt der Bun- 
desrepublik gewährte Kredit von ca. 
30 300 000 DM nicht überschritten werden 
soll, begrenzt § 1 den zur Erfüllung der 
Verpflichtungen dieser Organisation gegen- 
über bestimmten Kredit auf den Betrag von 
35 000 000 DM. 

Die Angabe des nächsthöheren runden Be- 
trages entspricht dem Charakter des BdL- 
Gesetzes; der damit theoretisch noch offenen 
Spitze von ca. 4 700 000 DM kommt um so 
weniger praktische Bedeutung zu, als' das Ge- 
setz nur eine Ermächtigung, jedoch keine 
Verpflichtung der BdL zur Kreditgewäh- 
rung statuiert. 

Zu §2 

Da der in § 1 der Kreditermächtigung fest- 
gesetzte Höchstbetrag von 1 500 000 000 DM 
die Beträge umfaßt, die bereits auf Grund 
von Art. 3 des Beitrittsgesetzes vom 28. Juli 
1952 von der Bank deutscher Länder im Kre- 
ditwege hingegeben worden sind, bedarf es 
dieser Bestimmung nicht mehr. Die Zusam- 
menfassung der alten Ermächtigung mit der 
nunmehr erforderlichen empfiehlt sich schon 
mit Rücksicht auf den grundsätzlich ab- 
schließenden Charakter des BdL-Gesetzes. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 19. Februar 1954 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 4. Februar 1954 — 6 — 55010 — 
17/54 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
119. Sitzung am 19. Februar 1954 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Errichtung der Bank deutscher 

Länder 

die folgenden Änderungen vorzuschlagen: 

1. Die Eingangsformel des Gesetzentwurfs erhält folgende Fassung; 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen;" 

Begründung 

Das Gesetz ändert formell Gesetze, die der Zustimmung des 
Bundesrates bedurft hätten, wenn sie als Bundesgesetze nach 
dem Grundgesetz ergangen wären. Auch die Änderung solcher 
Gesetze bedarf der Zustimmung des Bundesrates. 

2. Folgender neuer § 3 wird eingefügt: 

4 3 

Dieses Gesetz — mit Ausnahme des § 1 — gilt nach § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin." 

Begrünidung 

Das Gesetz über die Errichtung der Bank deutscher Länder gilt 
nicht im Lande Berlin. Dagegen hat das Land Berlin das in § 2 
• bezeichnete Gesetz seinerzeit übernommen. Es ist nunmehr er- 
forderlich, auch die Änderung des letzteren Gesetzes auf das 
Land Berlin zu übernehmen. 

Der bisherige § 3 wird § 4. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 


Zinn 



Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor 

schlagen des Bundesrates 


Zu 1 

Die Bundesregierung hält ihre schon zu den Entwürfen eines Bun- 
desbankgesetzes (Nr. 4020 der Drucksachen der 1. Wahlperiode), 
eines Landeszentralbankgesetzes (Nr. 4240 der Drucksachen der 
1. Wahlperiode), eines Gesetzes über die Verteilung des Rein- 
gewinnes der Bank deutscher Länder (Nr. 4239 der Drucksachen 
der 1. Wahlperiode), eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Landeszentralbankgesetzes (Nrn. 4554, 4649, 4659 und 4660 der 
Drucksachen der 1. Wahlperiode) und eines Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über 'die Errichtung der Bank deutscher 
Länder (Nr. 4323 der Drucksachen der 1. Wahlperiode) vertretene 
Ansicht aufrecht, daß eine Änderung der Militärregierungsgesetze 
über die Bank deutscher Länder nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf. Wegen der Begründung wird auf die angezogenen 
Drucksachen Bezug genommen. 

Der Herr Bundespräsident hat dementsprechend die nachstehend 
angeführten einschräglgen Gesetze ohne die Zustimmungsformel Im 
Bundesgesetzblatt verkündet: 

Drittes Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Errichtung 
der Bank deutscher Länder vom 7. September 1953 (BGBl. I 
S. 1317), 

Gesetz über die Verteilung ides Reingewinns der Bank deutscher 
Länder im Geschäftsjahr 1952 und in den folgenden Gesdiäfts- 
jahren vom 7. September 1953 (BGBl. I S. 1318), 

Zweites Gesetz zur Änderung des Gestzes über die Landeszentral- 
banken vom 7. September 1953 (BGBl. I S. 1319). 

Damit Ist die Frage der Zustimmungsbedürftigkeit bereits im ver- 
neinenden Sinne entschieden. 

Zu 2 

Gegen die Einfügung des vorgeschlagenen neuen § 3 und dagegen, 
daß der bisherige § 3 zu § 4 wird, werden keine Einwendungen 
erhoben. 
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